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Leben in Erlangen  sozial gerecht, demokratisch und 

ökologisch

Für die meisten Menschen ist 
Erlangen eine Stadt, in der sie 
leben und arbeiten, in der sie ihre 
Kinder großziehen und Freundin-
nen* haben, in der sie einkaufen, 
Sport treiben, Kinos, Theater 
oder Museen besuchen, kurz: Für 
die meisten Menschen ist Erlan-
gen Lebensraum.  

Für einige Menschen hingegen  
allerdings sehr wenige  ist Er-
langen eine Aktiengesellschaft. 
Aus deren Blickwinkel ist unsere 
Stadt nicht Lebensraum, sondern 
Geschäftsfeld, in dem die Bedin-
gungen für die Profitscheffelei 
ständig verbessert werden müs-
sen. 

Die Stadt wird dominiert von 
Siemens und Universität. Erlan-
gen ist dadurch eine Stadt mit 
einem hohen Durchschnittsein-
kommen geworden. Auch daher 

                                                 
* Zur besseren Lesbarkeit wurde die 

weibliche Form gewählt, in diesem 

Wahlprogramm sind jedoch immer 

alle Geschlechter gemeint. Ausnah-

men bilden feststehende Begriffe 

wie z.B. Bürgersprechstunden. Wo 

explizit das weibliche Geschlecht 

angesprochen werden soll, ist dies 

hervorgehoben. 

 

erhöhen sich die Lebenshal-
tungskosten ständig, besonders 
beim Wohnen. Für Menschen mit 
geringem Einkommen ist das be-
drohlich und zunehmend exis-
tenzgefährdend. 

Verschärfend wirkt sich aus, dass 
immer wieder zum einseitigen 
Nutzen von Aktionärinnen oder 
Institutsdirektorinnen (und nur 
selten auch von Mitarbeiterinnen) 
in die Stadtpolitik hineingewirkt 
wird. Ökologische, soziale oder 
städtebauliche Grundsätze sind 
dann schnell vergessen und tre-
ten hinter Konzerninteressen zu-
rück. 

Die erlanger linke dagegen for-
dert, die Lebensqualität aller jetzt 
und künftig lebenden Menschen 
zum Maßstab der Politik zu ma-
chen. Unsere Richtschnur sind 
die Interessen der Arbeiterinnen 
und Angestellten, der Erwerbslo-
sen, Sozialhilfeempfängerinnen, 
der Rentnerinnen, der Kinder und 
Jugendlichen sowie der Ausge-
grenzten. 

Wir wollen allen Interessierten, 
Gewerkschaften, Initiativen und 
Gruppen unserer Stadt eine Platt-
form bieten, die eintreten 
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 für die Verteidigung der 
Grund- und Menschenrechte 
und gegen den Abbau von 
demokratischen Rechten, 

 dafür, den Menschen und die 
Natur über wirtschaftliches 
Profitstreben zu stellen, 

 für eine konsequente Demo-
kratisierung der Kommune, 
der Wirtschaft und der Gesell-
schaft, 

 für ein selbstbestimmtes Le-
ben für alle jenseits der Armut 
und für die sichere und 
gleichberechtigte Teilhabe al-
ler am gesellschaftlichen Le-
ben, 

 gegen die Benachteiligung von 
Frauen, 

 für den Erhalt allen öffentli-
chen Eigentums und gegen 
jegliche Privatisierung, 

 für die friedliche Lösung von 
Konflikten und gegen alle 
Kriegseinsätze, 

 gegen Hartz IV, die Agenda 
2010 und 

 gegen die Diskriminierung und 
Ausgrenzung von Migrantin-
nen. 

Unsere Stadträte wollen und 
können das eigenständige politi-
sche Handeln dieser Bürgerinnen 
und Gruppen nicht ersetzen, 
sondern bieten an, ihre politische 
Arbeit und ihre Kämpfe nach un-
seren Möglichkeiten im Stadtrat 
zu unterstützen, indem wir 

 die Positionen dieser Bürge-
rinnen und Gruppen im Stadt-
rat vertreten, 

 sie über betreffende Entwick-
lungen im Stadtrat informie-
ren und 

 mit ihnen unsere Möglichkei-
ten als Wählervereinigung und 
als Stadträtinnen teilen. 

Wir mussten erfahren, dass unse-
re Ziele immer mehr mit dem ka-
pitalistischen Wirtschaftssystem 
in Konflikt kommen. Deshalb ver-
teidigen wir das Recht, diese 
Wirtschaftsordnung in Frage zu 
stellen, in Übereinstimmung mit 
dem Grundgesetz und auch mit 
der CDU in ihrem Aalener Pro-
gramm 1947. 

1. Mehr Demokratie und Transparenz 

Die Politikverdrossenheit wächst, 
weil die Bürgerinnen immer mehr 
das Gefühl haben, zwar bei Wah-
len ihr Kreuzchen machen zu dür-
fen, aber anschließend keinen 
Einfluss mehr auf das politische 

Geschehen haben. Sachkundigen 
und interessierten Bürgerinnen 
sollten deshalb mehr Mitbera-
tungsrechte im Stadtrat gegeben 
und die Arbeit des Stadtrates 
transparenter gestaltet werden. 
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Eine erfolgreiche Integration 
setzt gleiche Rechte und Pflich-
ten für alle Einwohnerinnen vo-
raus. Doch während EU-
Bürgerinnen kommunales Wahl-
recht besitzen, können sich Mig-
rantinnen aus anderen Staaten 
nicht einmal an den Kommunal-
wahlen beteiligen. Selbst dann 
nicht, wenn sie zum überwiegen-
den Teil seit Jahrzehnten hier le-
ben, arbeiten und Steuern zah-
len. Es ist undemokratisch und 
konterkariert die Maßnahmen zur 
Integrationsförderung, diesen 
Bürgerinnen aus Nicht-EU-
Staaten nicht über die Gestaltung 
des kommunalen Lebens ent-
scheiden zu lassen. 

Die erlanger linke fordert: 

 Die Möglichkeit zur Bürgerfra-
gestunde auch in Ausschuss-
sitzungen. 

 In einer Bürgerfragestunde 
sollen auch Beschlussanträge 
zulässig sein. Auf Antrag einer 
Stadträtin müssen diese ab-
gestimmt werden. 

 Das Abstimmungsverhalten 
der Stadträtinnen soll in Zu-
kunft protokolliert und veröf-
fentlicht werden. Unsere 
Stadträtinnen werden für die 
Veröffentlichung ihres Ab-

stimmungsverhaltens sorgen. 
 In Zukunft sollen Anträge von 

Stadträtinnen bereits nach 
Abgabe veröffentlicht werden. 

 Die Haushaltsberatungen sol-
len vollständig öffentlich do-
kumentiert werden (Sitzungs-
unterlagen und Abstimmungs-
verhalten). 

 Mehr direkte Mitwirkungs-
möglichkeiten für die Bürge-
rinnen bei Haushaltsberatun-
gen (z.B. Bürgerhaushalt). 

 Aufwertung der Bürgerver-
sammlungen: Verpflichtung 
zur Behandlung der dort ge-
fassten Beschlüsse im Stadt-
rat, jährliche Bürgerversamm-
lungen in allen Stadtteilen 
sowie eine jährliche Bürgerin-
nenversammlung. 

 Das kommunale Wahlrecht für 
alle, die dauerhaft in Deutsch-
land leben. 

 Abschaffung der Gebühren für 
nicht kommerzielle Infostän-
de, die der politischen Infor-
mation dienen. 

 Aufhebung der Platzein-
schränkung bei Infoständen, 
Kundgebungen und öffentli-
chen politischen Veranstal-
tungen. Freie Meinungsäuße-
rung geht vor Kommerzinte-
ressen. 
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2. Soziale Gerechtigkeit für alle  Armut bekämpfen

Die Schlangen vor der Erlanger 
Tafel  werden immer länger. Be-
reits 2006 mussten über 2.500 
Menschen von der Erlanger Ta-
fel  mit kostenfreien Nahrungs-
mitteln versorgt werden, Tendenz 
steigend. Dies macht sichtbar, 
dass Armut in Erlangen zunimmt. 
Armut ist anzutreffen in Stadt-
randgebieten ohne gewachsene 
soziale Strukturen mit großer 
Bevölkerungsdichte, wie in Bü-
chenbach, Bruck oder im Stadt-
osten, aber auch in Wohngebie-
ten mit scheinbar intakter sozia-
ler Infrastruktur. Man begegnet 
ihr in den Warteschlangen vor der 

Kindergärten, Horten, Schulen, 
im städtischen Sozialamt  und 
nicht zuletzt auf der Straße.  

Armut in unserer Stadt reduziert 
sich längst nicht mehr auf Bettle-
rinnen und Obdachlose. Von Ar-
mut betroffene Menschen sind 
Familien, die trotz Jobs im Nied-
riglohnbereich häufig auf Arbeits-
losengeld II (Hartz IV) angewie-
sen sind. Es sind alleinerziehende 
Elternteile, Kinder, Jugendliche 
ohne berufliche Perspektive und 
alte Menschen. Es sind Frauen, 
Behinderte und Immigrantinnen. 

Wir wollen aber mehr 
Wohltätigkeit , wir wollen, dass 
kein Mensch auf Almosen ange-

wiesen ist. Wir wollen, dass Men-
schen ein Einkommen haben, das 
ihnen und ihren Familien ein 
menschenwürdiges Leben gestat-
tet.  

Die Agenda-
Grüne, FDP sowie CDU/CSU 
entwürdigen und entrechten 
nach wie vor Erwerbslose und 
Erwerbstätige sowie deren Fami-
lienangehörige. Rentenkürzun-
gen, grenzenlose Leiharbeit, Be-
fristungsunwesen, Minijobs und 
besonders Hartz IV bedroht viele 
mit einem Leben unter der Ar-
mutsgrenze. Hartz IV und die 1-
Euro-Jobs haben keinen einzigen 
Arbeitsplatz geschaffen. Statt-
dessen werden reguläre Arbeits-
plätze durch prekäre Jobs ersetzt. 
Das angebliche Jobwunder hat 
nicht stattgefunden, die Arbeits-
stunden wurden nur umverteilt 
und viel schlechter bezahlt. Dies 
zwingt Menschen auch in unserer 
Stadt, zu Armutslöhnen zu arbei-
ten und mit Hartz IV aufzusto-
cken. So werden mit unseren 
Sozialversicherungsbeiträgen und 
Steuergeldern profitgierige Un-
ternehmen subventioniert. Damit 
sollte auch die Streikfähigkeit der 
gewerkschaftlich organisierten 
Erwerbstätigen angegriffen und 
zerstört werden. Erwerbslose 
Menschen sind nicht dazu da, 
durch billigste Entlohnung für 
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ihre Arbeitskraft den Reichtum 
einzelner zu mehren. Dagegen 
gilt es sich zu wehren! 

Ein menschenwürdiges Leben in 
unserer Stadt bedeutet kosten-
günstige Nutzung aller zur Da-
seinsvorsorge gehörenden kom-
munalen Einrichtungen. Alle Er-
langerinnen müssen sich die 
Teilnahme an kulturellen und ge-
sellschaftlichen, an sportlichen 
und Bildungsangeboten leisten 
können  unabhängig von ihrem 
Einkommen. Die erlanger linke 
will ein gutes Leben für alle! 

Die derzeitige Stadtregierung 
verhindert genau dies. Sie kennt 
bei der Preisgestaltung kein Par-
don: Ob Bustickets, Gas- und 
Strompreise, Kindergärtenplätze, 
Schwimmbäder, Schulbücher 
usw.  die Abzocke der Bürgerin-
nen nimmt kein Ende. Es gibt 
zwar ein paar Ermäßigungen, sie 
müssen aber einzeln und oft sehr 
bürokratisch beantragt werden. 
Es fehlen nach wie vor ein Sozial-
ticket und ein Erlangen-Pass, wie 
es ihn äquivalent in Nürnberg 
bereits gibt. 

Kein Ende in Sicht ist auch bei 
den Wartelisten am Wohnungs-
amt. Bezahlbarer Wohnraum wird 
immer mehr zur Mangelware, 
denn sozialer Wohnungsbau fin-
det kaum noch statt. Der Verkauf 
der landeseigenen GBW-

Wohnungen (früher Siemens-
wohnungen) mit rund 2.200 
Wohnungen in Erlangen an Im-
mobilienspekulantinnen wird die-
se Wohnungsnot weiter verschär-
fen. 

Die erlanger linke fordert 

 Großkundentarif der Stadt-
werke für alle sofort. Keine 
Privilegien für die Großunter-
nehmen. 

 Keine Strom- und Gasabschal-
tungen wegen Armut. 

 Erhalt und Ausbau des sozia-
len Wohnungsbaus (siehe 
auch Abschnitt 8: Wohnen mit 
Lebensqualität ist Menschen-
recht  nicht nur für Reiche). 

 Kostenloses Konto bei der 
Stadtsparkasse auch für Men-
schen ohne Internet. 

 Kostenlose Kinderbetreuung 
in allen Kindereinrichtungen 
sowie kostenlose Schulspei-
sung. Diese Kosten muss der 
Freistaat übernehmen. 

 Erlangen-Pass: 90%ige Preis-
ermäßigung bei allen städti-
schen Einrichtungen, dem 
ÖPNV und von der Stadt sub-
ventionierten Kultureinrich-
tungen für Bezieherinnen von 
Einkommen unterhalb der 
Armutsgrenze, z.B. derzeit 
1.050 
Alleinstehende. 

 Die Stadt erstellt ab 2014 
jährlich einen Reichtums- und 
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Armutsbericht, der veröffent-
licht wird. 

Alle Agenda- s-
sen zurückgenommen werden! 
Solange diese unsozialen Geset-
ze bestehen, fordern wir als So-
forthilfen für Betroffene in Erlan-
gen:  

 Keine 1-Euro-Jobs, weder bei 
der Stadt noch anderswo. 
Stattdessen reguläre, unbe-
fristete Arbeitsplätze für 1-
Euro-Jobberinnen zu den Ta-
rifbedingungen des TVöD (Ta-
rifvertrag öffentlicher Dienst).  

 Freiwillige Leistungen in Form 
einmaliger Beihilfen.  

 Hartz IV-Empfängerinnen 
müssen ihre Wohnungen be-
halten dürfen. Keine Zwangs-
umzüge! Menschenwürdiges 
Wohnen ist Grundrecht! 

 Bei der Wohnkostenerstattung 
muss der Ermessensspiel-
raum von der Stadt voll aus-
geschöpft werden. 

 Schluss mit den Schikanen für 
Hartz IV- und Sozialhilfeemp-

fängerinnen. Kein Einsatz von 
Sozialamtsschnüfflerinnen. 

 Nach dem Vorbild des Land-
kreises Uckermarck in Meck-
lenburg-Vorpommern soll die 
Stadt Unternehmerinnen auf 
Schadenersatz verklagen, die 
mit illegalen Hungerlöhnen zur 
Aufstockung mit Hartz IV 
zwingen. 

 Ein echtes Sozialticket für den 
Nahverkehr. 

 Sozialberatung und umfas-
sende Aufklärung der Hartz 
IV-Empfängerinnen über ihre 
Rechte und Ansprüche durch 
die Förderung der unabhängi-
gen Sozial- und Arbeitslosen-
hilfe-Initiativen und Bera-
tungsstellen. 

 Die Stadt finanziert eine/n 
Ombudsmann/-frau mit aus-
reichendem Budget, der/die 
den Bürgerinnen hilft, ihre so-
zialen Rechte durchzusetzen. 
Diese/r ist an keine Weisung 
gebunden, berichtet regelmä-
ßig (mind. jährlich) und kann 
sich jederzeit direkt an den 
Stadtrat wenden. 

3. Arbeit ermöglichen  Auskommen sichern

Arbeit ist ein Menschenrecht. 
Von ihrer Arbeit müssen die Er-
langerinnen anständig leben 
können. Eine kommunale Be-
schäftigungspolitik, die den Men-
schen in den Mittelpunkt stellt, 

muss sich daher zum Ziel setzen, 
Erwerbslosigkeit ebenso zu be-
kämpfen wie den Niedriglohn und 
andere entwürdigende Arbeits-
verhältnisse. Erwerbslose und 
Beschäftigte haben gemeinsam 
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in den Gewerkschaften und Sozi-
alforen Forderungen entwickelt, 
die für die erlanger linke politi-
sche Richtschnur sind. 

Die erlanger linke fordert: 

 Die Stadt setzt sich im kom-
munalen Arbeitgeberverband 
und anderen Gremien dafür 
ein, dass es zu keinen Ar-
beitszeitverlängerungen im öf-
fentlichen Dienst kommt, 
sondern durch Arbeitszeitver-
kürzung bei vollem Lohnaus-
gleich neue Arbeitsplätze ge-
schaffen werden, wie es in der 
Metallindustrie durch die IG 
Metall durchgesetzt wurde. 

 Unbefristete Arbeitsverträge 
bei Neueinstellungen bei der 
Stadt! Außerdem Umwand-
lung befristeter Arbeitsstellen 
in unbefristete. 

 Keine Leiharbeit, weder in der 
Stadtverwaltung noch in städ-
tischen Eigenbetrieben und 
Tochterunternehmen. 

 Rekommunalisierung ausgela-
gerter Arbeitsstellen (z. B. 
Gebäudereinigung). 

 Ausreichende Berücksichti-
gung älterer Arbeitnehmerin-
nen bei Einstellungen in städ-
tischen Betrieben sowie 10 % 
Ausbildungsplätze bei der 
Stadt. 

 Städtische Aufträge nur an 
Firmen, die sich verpflichten, 
Tariflöhne zu zahlen (Tarif-

treue). 
 Die Stadt fördert als Arbeitge-

berin Teilzeit- und Auszeiten 
für Frauen und Männer in 
gleichem Maße. 

 Die Stadt fördert bei der Stadt 
arbeitende Eltern, die ihren 
Erziehungsurlaub zu gleichen 
Teilen nehmen, durch zwei zu-
sätzliche Monate Sonderur-
laub für einen bei der Stadt 
arbeitenden Elternteil und 
setzt sich über den Städtetag 
dafür ein, dass dies auch Ge-
setz wird. 

 Die Stadt sorgt für gute Ar-
beitsbedingungen bei ihren 
Beschäftigten. Dazu gehört 
die Verringerung stressbelas-
tender Faktoren wie Lärm, 
schlechte Arbeitsorganisation 
usw. Genauso wichtig ist aber 
auch die Förderung eines gu-
ten Arbeitsklimas. 

 Wirtschaftsförderung (günsti-
ge Grundstücke usw.) nur für 
private Unternehmen, die gute 
Arbeitsbedingungen, gute 
Löhne (Tariflohn, mind. 10 

/Std.) und sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitsplätze 
bieten. 

Darüber hinaus fordern wir 
einen Schulabschluss und 
Ausbildungsplätze für alle: 

Es stimmt einfach nicht, dass alle 
Ausbildungswilligen eine Lehr-
stelle im gewünschten Beruf fin-
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den. Wir können das Gejammer 
über die angeblich nicht ausbil-
dungsreife Jugend nicht mehr 
hören. Vor allem die großen Un-
ternehmen bilden viel zu wenig 
aus und werben stattdessen 
Ausgelernte von Betrieben ab, die 
noch ausbilden. Wir fordern nach 
dem Vorbild der Bauwirtschaft: 

h-
l-

den. Damit dies endlich durchge-
setzt werden kann, muss auch 
die Stadt Erlangen aktiv werden. 

Die erlanger linke fordert: 

 Die Stadt setzt sich dafür ein, 
dass alle Schulabgängerinnen 
so gefördert werden, dass sie 
einen qualifizierten Schulab-
schluss erreichen. Auch 

 müs-
sen diese Chance bekommen. 

 Es gibt kaum noch qualifizier-
te Umschulungsangebote, die 
zu einem anerkannten Beruf-
sabschluss führen. Die Stadt 
kann und soll über die GGFA 
gegensteuern. 

 Es fehlen auch Weiterbil-
dungsangebote für technische 
und handwerkliche Berufe. 
Die Stadt Erlangen bietet in 
Abstimmung mit den Nach-
barstädten eine eigene Meis-
terausbildung für Handwerk 
und Industrie an, die kosten-
frei für die Teilnehmerinnen 
ist. 

 Die Stadt ergreift die Initiative 
für die Schaffung eines über-
betrieblichen Ausbildungswe-
sens für notwendige, aber im 
Großraum nicht mehr angebo-
tene Ausbildungsberufe und 
koordiniert diese mit den 
Nachbarstädten. 

4. Kampf der kommunalen Verarmung  die Finanzierung 

der Stadt 

Wie die meisten Gemeinden, 
Städte und Landkreise steht auch 
Erlangen vor riesigen Finanzprob-
lemen. Wegbrechende örtliche 
Steuern einerseits und geringere 
Finanzzuweisungen von Bund und 
Land andererseits prägen das 
Bild. Die Folgen sind vielfach: 
Haushalte sind nicht ausgegli-

in-

nen werden höhere Gebühren, 
Beiträge und Steuern abverlangt. 
Die einstige CSU/FDP-Mehrheit 
im Rathaus veranstaltete 
Streichkonzerte im Sozialbereich 
und hat viele Jahre jede Erhöhung 
der Gewerbesteuer verhindert. 
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Die erlanger linke fordert: 

 Rauf mit der Gewerbesteuer 
auf Münchner Niveau! Erlan-
gen soll nicht Schlusslicht 
beim Gewerbesteuerhebesatz 
in der Region bleiben. Große 
Unternehmen wie Siemens 
müssen entsprechend ihrer 
hohen Gewinne am Steuer-
aufkommen beteiligt werden. 

 Keine Sonderkonditionen der 
Stadtwerke für die Erlanger 
Großbetriebe bei Energie, Ent-
sorgung und Wasserversor-
gung; keine Sonderkonditio-
nen bei Straßenausbau und 
Erschließungsgebühren für die 
Großkonzerne. Wer auf Kos-
ten der Allgemeinheit im Geld 
schwimmt, soll für die Allge-
meinheit entsprechend zah-
len. 

 Die Stadt Erlangen muss für 
kommunale Projekte all die 
Gelder von der EU beantra-
gen, die möglich sind. 

 Eine Nahverkehrsabgabe von 
den Erlanger Betrieben zur 
Förderung des öffentlichen 
Nahverkehrs.  

Rahmenbedingungen verbes-
sern: 

Die Stadt muss sich für die 
Durchsetzung folgender Forde-
rungen beim Deutschen Städte-
tag einsetzen und deren Umset-

zung von den Bundes- und Lan-
despolitikern einfordern. 

 Bund und Land müssen die 
vollen (echten) Kosten über-
nehmen, wenn der Stadt Er-
langen Aufgaben von Land 
und Bund übertragen werden 

 
 Energische Bekämpfung der 

Wirtschaftskriminalität und 
Steuerhinterziehung, die jähr-
lich einen Schaden von über 
200 Milliarden Euro anrichtet. 

 Notwendige Mittel müssen 
beschafft werden durch Be-
endigung der gigantischen 
Aufrüstungsprogramme und 
weltweiter Militäreinsätze so-
wie durch schrittweise Abrüs-
tung. 

 Eine wirkliche Steuerreform 
muss Konzerne und Spitzen-
verdiener wieder angemessen 
am Steueraufkommen beteili-
gen. Wiedereinführung der 
Gewerbekapitalsteuer. 

 Schlupflöcher für große Un-
ternehmen bei der Gewerbe-
steuer schließen, aber die 
Freibeträge für Handwerke-
rinnen und kleine Gewerbe-
treibende verdoppeln. 

 Die Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund, Ländern und 
Gemeinden müssen auf eine 
neue, solide, gemeindefreund-
liche Grundlage gestellt wer-
den. 
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5. Privatisierung stoppen  kommunales Eigentum 
erhalten

Erlangen ist nicht die einzige 
Kommune, die in letzter Zeit ihr 

wieder wurden wertvolle Immobi-
lien der Stadt veräußert, darunter 
das Schloss Atzelsberg oder das 
Brucker Rathaus. Aktuell drohen 
der Verkauf des 
Eggloffstein'schen und des 
Wildenstein'schen Palais, des 
Gebäudes der städtischen Mu-
sikschule sowie eines Teilbe-
reichs des Frankenhofs (Hallen-
bad). Außerdem wurden in der 
Vergangenheit immer wieder 
städtische Dienstleistungen ganz 
oder teilweise privatisiert.  

Die Privatisierung des städti-
schen Röthelheimbades konnte 
2005 nur mit einem Bürgerbe-
gehren und einem Bürgerent-
scheid, unterstützt auch von der 
Gewerkschaft ver.di, verhindert 
werden. Auch bei den städti-
schen Eigenbetrieben schleichen 

-
Public- -Projekte 
(PPP) ein. Ein Beispiel dafür ist 
die Halle für den städtischen 
Bauhof. Im Februar 2007 wurde 
in einer Nacht- und Nebelaktion 
geplant, den Entwässerungsbe-
trieb aus der Stadtverwaltung 
auszugliedern und in die Aktien-
gesellschaft Erlanger Stadtwerke 
einzugliedern. Vor dem Hinter-

grund der Privatisierungstenden-
zen auf dem bundesweiten Was-
ser- und Abwassermarkt wäre ein 
solcher Schritt nicht nur die 
Verhökerung des einnahmeträch-
tigsten Gebührenlieferanten, 
sondern auch die Voraussetzung 
für mögliche weitere Vollprivati-
sierungsschritte durch einen Wei-
terverkauf. 

Die Folgen sind immer weniger 
Mitwirkungsmöglichkeiten des 
Stadtrates und der Bürgerinnen-
schaft bei der Gestaltung von 
Gebühren und Preisen. Es gibt 
immer weniger kulturelle, soziale 
und bildungspolitische Angebote 
der Stadt, aber einen weiter zu-
nehmenden Einfluss der Groß-
konzerne wie Siemens. 

Entgegen neoliberalen Wunsch-
denkens kosten solche Privatisie-
rungen am Ende mehr, als sie 
Einsparungen erbringen, weil sich 
Dritte langfristig an lebensnot-
wendigen Gütern, wie Strom, 
Energie und Wasser bereichern. 
Nur die Offenlegung der Ge-
schäftsziele und Bilanzen der öf-
fentlichen Betriebe gewährleistet, 
dass die öffentliche Daseinsvor-
sorge für jede in hoher Qualität 
verfügbar und auch bezahlbar ist.  
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Die erlanger linke fordert: 

 Keine weiteren Privatisierun-
gen! Kein weiterer Verkauf 
von kommunalen Grundstü-
cken und kommunalem Eigen-
tum! 

 Das Jugendgästehaus Fran-
kenhof muss erhalten bleiben 
und wieder Jugendherberge 
im DJH werden. 

  Public 
-  

 Der Stadtrat als höchstes de-
mokratisches Organ muss die 
politische Kontrolle über das 
Eigentum der Stadt, d.h. das 
Eigentum der Erlanger Bürge-

rinnen, behalten. Daher darf 
geplanten Umwandlungen von 
städtischen Betrieben in pri-
vatrechtliche Betriebsformen 
nicht zugestimmt werden. Die 
öffentliche Daseinsvorsorge 
(wie Wasser, Energie, Entsor-
gung, öffentlicher Nahverkehr, 
städtische Wohnungen, Kin-
dergärten oder städtische 
Schulen) darf nicht dem priva-
ten Profit und der Konkurrenz-
logik der großen Konzerne 
geopfert werden. 

 Rekommunalisierung bereits 
teil- oder vollprivatisierter Be-
reiche und Betriebe. 

6. Zukunftsweisende Stadtentwicklung  Grenzen des 

Wachstums

Auf jede Bürgerin Erlangens, vom 
Säugling bis zur Greisin, kommt 
rechnerisch ein Arbeitsplatz. Die 
Folge: Knapp 60.000 Arbeitneh-
merinnen fahren (stauen sich) 
jeden Morgen aus dem Umland in 
die Stadt, Wohnungen sind knapp 
und teuer. Gleichzeitig stehen in 
Fürth und Nürnberg Gewerbeflä-
chen leer, viele Nürnbergerinnen 
und Fürtherinnen fahren nach 
Erlangen zur Arbeit.  

Diese unausgewogene Entwick-
lung der Metropolregion ist der 

n-
siedlungskonkurrenz Erlangens 

mit den Nachbarstädten eben 
dieser Metropolregion. Konkur-
riert wird mit niedrigeren Gewer-
besteuersätzen, aber sicher 
machte es auch das Parteibuch 
des bisherigen Oberbürgermeis-
ters leicht, staatlich finanzierte 
Forschungseinrichtungen bevor-
zugt nach Erlangen zu bringen. 
Das ist Kirchturmpolitik statt ge-
meinsamer Entwicklung der Met-
ropolregion. Der Gipfel dieser 
Kirchturmpolitik ist der Plan, 
Nürnberg auch noch die Lehrer-
innenausbildung an der Universi-
tät wegzunehmen. 
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Auch für die Bewohnerinnen Er-
langens zeigen sich inzwischen 
die Nachteile dieser Politik, denn 

und Verkehrsprobleme sind die 
Folge. Wenn zehntausende Er-
langer Arbeitnehmerinnen keine 
Wohnung im Stadtgebiet finden, 
ist klar: Es fehlen zehntausende 
Wohnungen, deshalb kann jede 
Miete verlangt werden. Dadurch 
werden Normalverdienerinnen 
verdrängt. Es gibt aber kaum 
noch Flächen im Stadtgebiet, die 
mit gutem Gewissen für eine Be-
bauung in Frage kommen. Wo 
bisher unbebautes Gelände be-
baut werden sollte, protestieren 
die Bürgerinnen (Tennenlohe G6, 
Exerzierplatz, Frauenaurach 
Geisberg). 

Wir schlagen vor, für Erlangen die 
e-

der zu akzeptieren, wie es in den 
achtziger Jahren schon einmal ein 
Oberbürgermeister getan hat. 
Unsere Stadt muss in Zukunft 
partnerschaftlich mit Nürnberg 
und Fürth zusammen planen, wo 
in der Region welche Ansiedlun-
gen noch sinnvoll sind. Das Rosi-
nenpicken muss aufhören. 

Kurzfristig hilft in Erlangen gegen 
steigende Wohnungsnot und den 
drohenden Verkehrskollaps nur 
ein Ende des Wachstums in der 
Summe für Gewerbe, Universität 

und Forschungseinrichtungen. 
Interessentinnen für neue An-
siedlung sollten in Kooperation 
vor allem mit Nürnberg und Fürth 
vermittelt werden. Die Gewerbe-
flächen verdrängen außerdem die 
landwirtschaftlichen Betriebe am 
Erlanger Stadtrand. In Erlangen 
gilt es langfristig, die bestehende 
Monostruktur (Siemens und Uni-
versität) aufzubrechen und einen 
höheren Anteil von gewerblichen 
Arbeitsplätzen zu schaffen. 

Soweit die Bebauung neuer Flä-
chen überhaupt noch verant-
wortbar ist, kommt wegen des 
Flächenbedarfs nur noch großzü-
giger Geschosswohnungsbau in 
Frage, statt flächenfressender 
enger Reihenhausbebauung (sie-
he auch Kapitel 7: Verkehr, Um-
welt Energie  Ökologisch und 
sozial auch in Erlangen und Kapi-
tel 8: Wohnen mit Lebensqualität 
ist Menschenrecht  nicht nur für 
Reiche). 

Wir können die Folgen des Pro-
-  

Menschen in Erlangen heute 
noch gar nicht übersehen. Der 
Umzug von Siemens löst einen 

zum Verlust lebendiger Misch-
strukturen führen kann. Die 
Stadtverwaltung muss bei dieser 
großen Planung gegenüber Sie-
mens die Interessen der Bewoh-
nerinnen der Stadt wahren. Für 
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gutes Geschäft, weil der Wert des 
Grundstückes durch die Wohn-
bebauung und die dichtere Be-
bauung stark ansteigen wird. 
Schon deshalb sehen wir keinen 

eine niedrigere Gewerbesteuer.  

Die erlanger linke fordert: 

 Keine Realisierung von neuen 
Gewerbegebieten innerhalb 
der engen Stadtgrenzen von 
Erlangen mehr. 

 Landwirtschaft muss in Erlan-
gen auch in Zukunft möglich 
sein. 

 Ansiedlung neuer Gewerbebe-
triebe (von außerhalb nach Er-
langen) nur noch, wenn sich 
dadurch die Zahl der Erwerbs-
losen in Erlangen reduziert 
und die Zahl der Einpendlerin-
nen nicht merklich erhöht. 

 Erwartete Steuereinnahmen 
dürfen kein Maßstab mehr für 
Wirtschaftsförderung und Ge-
werbeansiedlung sein. Die 
Städte und Landkreise in der 

müssen intensiv zusammen-
arbeiten mit der alleinigen 
Zielvorgabe: Die für das Leben 
der Menschen und Tiere in der 
Region nötige Wirtschaftstä-
tigkeit und Verkehrsdienst-
leistung muss so bereitge-
stellt werden, dass Schäden 
am Ökosystem soweit wie 

möglich vermieden werden.  
 Über den Städtetag soll ein 

Gesetz angeregt werden, wel-
ches Gemeinden und Land-
kreise zu einer konstruktiven 
und uneigennützigen Zusam-
menarbeit verpflichtet. 

 Die Verkehrsprobleme müs-
sen an der Quelle bekämpft 
werden, also durch eine Regi-
onalplanung, die es den Men-
schen erlaubt, in der Stadt zu 
wohnen, in der sie arbeiten.  

 Keinerlei Bebauung auf der für 
Natur und Anwohnerinnen 
wichtigen F südli-
cher Exerzierplatz". Das gilt 
auch für die unter dem Deck-
mantel des Schulsports ge-
plante Handballhalle mit 
2.500 Zuschauerplätzen. Wo 
eine Schule noch eine Sport-
halle benötigt, soll diese di-
rekt an der Schule gebaut 
werden. 
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7. Verkehr, Umwelt, Energie  ökologisch und sozial 

auch in Erlangen!

Es gibt viele Gegenden in Erlan-
gen, in denen zu wohnen eine 
Gefahr für die Gesundheit dar-
stellt. Es gibt andere Orte in der 
Stadt, die jedes großstädtische 
Flair vermissen lassen. Beide 
Problemfelder wurden von einer 
konsum- und autofreundlichen 
Stadtentwicklungspolitik verur-
sacht, die nur wenig mit ganzheit-
lichen Bedürfnissen von Men-
schen zu tun hat. 

Die unkontrollierte neoliberale 
Marktwirtschaft, wie sie seit eini-
gen Jahrzehnten propagiert wird, 
führt zur fortschreitenden Zerstö-
rung der natürlichen Lebens-
grundlagen. Sie erlaubt es egois-
tischen, mit Macht ausgestatte-
ten Menschen, fast beliebig viele 
Schätze der Natur und die Ar-
beitskraft von abhängig beschäf-
tigten Menschen in persönlichen 
Reichtum umzuwandeln. In der 
neoliberalen Marktwirtschaft ist 
keine Gegenmacht vorgesehen, 
welche solche Gewinne abschöp-
fen würde, um Daseinsvorsorge 
für alle und für die noch kom-
menden Generationen zu treffen.  

Die erlanger linke dagegen 
macht die Lebensqualität aller 
jetzt und künftig lebenden Men-
schen und Tiere zum Maßstab 

ihrer Politik. Kurz gesagt: Sie ver-
folgt eine Politik der ökologi-
schen Nachhaltigkeit. Sie be-
treibt diese Politik von der Basis, 
dem Zusammenleben in der 
Stadt, her. Ihre eigenen Aktivitä-
ten beschränken sich auf die 
Stadt Erlangen und das einbezo-
gene Umland. Erkennt sie dabei 
Missstände, die auch überörtli-
ches Gegensteuern erfordern, 
tritt sie mit Forderungen an die 
Parteien und die Öffentlichkeit 
heran. 

Die erlanger linke fordert:  

 Vermeidung unnötiger Versie-
gelung der natürlichen Erd-
oberfläche. 

Das bedeutet konkret: 

 Vorrang von großzügigem 
Geschosswohnungsbau vor 
anderen Häuserformen. 

 Fertigung, Lagerung und Ver-
kauf im Gewerbe vorrangig in 
Geschossbauten; Vermei-
dung von großflächigen Hal-
lenbauten. 

 Keine Neubauten und Verb-
reiterungen von Straßen 
mehr (abgesehen von reinen 
Zufahrtswegen zu neuen 
Wohnhäusern und Betrie-



 

16 

 

ben/Kliniken).  
 Ausbau des öffentlichen 

Nahverkehrs. 
 Vorrangige Wiedernutzung 

von Stadtbrachen und Baulü-
cken statt großflächiger 
Neuausweisungen in abgele-
gener Stadtrandlage. 

 Sparsamer Umgang mit nicht 
erneuerbaren Rohstoffen und 
Energieträgern. 

Das bedeutet konkret: 

 Städtische Förderung opti-
maler Wärmedämmung für al-
le Gebäude. 

 Nutzung erneuerbarer Ener-
gieträger in größtmöglichem 
Umfang; keine Behinderung 
der Solarenergienutzung 

stadtbildgestalteri-
sche" Vorbehalte. 

 Förderung des Einsatzes in-
telligenter Heizungstechnik, 
auch für regenerative Ener-
gieträger, durch Ausbau der 
städtischen Energieberatung. 

 Kampf gegen die autoritäre 
und rechtswidrige Windener-
gie-Verhinderungspolitik von 
Ministerpräsident Seehofer. 

 Weg vom Auto  hin zu um-
weltfreundlichen Verkehrsmit-
teln in der Stadt (Schiene, 
Bus, Fahrrad). 

Das bedeutet konkret: 

 Der z.Z. in Arbeit befindliche 

e-
ren Erleichterungen für den 
Kfz-Verkehr mehr vorsehen, 
stattdessen die weitmög-

m-

Nahverkehr, Radfahren, Zu-
Fuß-Gehen). 

 Die Erschließung des gesam-
ten Stadtgebietes und der 
Umlandgemeinden durch die 
Stadt-Umland-Bahn (StUB) 
und die S-Bahn zu Sozialtari-
fen. Dies erfordert eine enge 
Zusammenarbeit mit den 
Gemeinden der umliegenden 
Landkreise. 

 Attraktive Fahrplangestal-
tung, soziale Tarife, dichtes 
Haltestellennetz und Vor-
rangschaltungen bei Ver-
kehrsampeln für Schiene 
(StUB) und Bus. 

 Preissenkungen beim ÖPNV 
sofort für alle, wobei finanzi-
ell benachteiligte Bürgerin-
nen mit dem Erlangen-Pass 
ermäßigt fahren dürfen.  

 Innerstädtische kostenlose 
öffentliche Kleinbusse im 15-
Minuten-Takt.  

 Anschaffung attraktiver Züge 
und Busse, mit Einstiegshil-
fen für Behinderte und Kin-
derwägen. 

 Mehr Fahrradstraßen (Vor-
fahrt der Radfahrer vor dem 
motorisierten Verkehr). Stra-
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ßenbegleitende Radwege auf 
gleicher Ebene mit der Kfz-
Fahrbahn, insbesondere an 
Kreisverkehren und Ampeln 
(sind sicherer!). Großzügiger 
automatischer Grünphasen-
Vorlauf für Radfahrer und 
Fußgänger an Ampeln. War-
tezeiten für Radfahrer und 
Fußgänger kürzer als für Mo-
torfahrzeuge. 

 Optimaler Ausbau und beste 
Instandhaltung der Rad- und 
Fußwege. Regelmäßige Kon-
trolle auf Unebenheiten. Vo-
raussetzung: Die Finanzaus-
stattung muss mindestens 
dem Autostraßenbau ent-
sprechen. 

 Erleichterung des Fahrrad-
fahrens aus dem Umland 
nach Erlangen durch Bau ei-
nes Netzes von Fahrrad-
schnellwegen (Vorschlag des 
ADFC). 

 Keine neuen öffentlichen 
Parkplatzbauten mehr. 

 Unterstützung der sozialen 
Autotausch- r-

 
 Keine neuen Straßen und 

Schienenwege inmitten des 
Landschaftsschutzgebiets 
Regnitztal mehr, also: keine 
Kosbacher Brücke, kein Hüt-
tendorfer Damm; die Trassen 
der Stadt-Umland-Bahn in 
den Stadtwesten müssen mit 
bestehenden Talquerungen 
gebündelt werden. 

 Reduzierung der Lärmbelas-
tung.  

Das heißt konkret: 

 Kampf gegen die widersinni-
ge Vorschrift des Bundes, 
dass Lärmschutz nur gebaut 
werden darf, wenn eine Stra-
ße oder Bahnstrecke ausge-
baut wird, wodurch sie ja 
erst für mehr Lärmerzeugung 
sorgt. 

 Lärmschutz an allen Auto-
bahnen und Bahnstrecken im 
Stadtgebiet. Nachts ab 22 
Uhr darf auf dem Franken-
schnellweg (A73) nicht 
schneller als Tempo 60 ge-
fahren werden, Die Ge-
schwindigkeitsbegrenzung 
muss durch stationäre Ra-
darkontrollen durchgesetzt 
werden. Ebenso muss auf 
der B4 ab Südkreuzung bis 
Stadtgrenze Nürnberg das 
Tempolimit von 100 auf 60 
km/h reduziert werden. Dies 
ist kurzfristig und kostende-
ckend machbar. 

 Mehr (Güter-)Zugverkehr 
durch Erlangen erst nach 
dem Bau eines durchgehen-
den Eisenbahntunnels. 

 Sperrung von Wohnstraßen 
und Straßen im Klinikbereich 
für den motorisierten Durch-
gangs- und Individualverkehr. 

 Heraushalten des Kfz-
Verkehrs aus der Altstadt 
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durch die bereits fertig ge-
plante Umfahrungsstrecke 
mit Leitsystem, das "Erlanger 
U". Einbri

Z. neu erarbeite-
ten Verkehrsentwicklungs-
plan und baldmöglichst 
Stadtratsbeschlüsse zum 
Bau. 

 Verlegung der Abflugstrecken 
vom Flughafen Nürnberg in 
das dünn besiedelte Umland. 

 Festlegen einer verbindlichen 
Mindestflughöhe von 5000 m 
für Verkehrsflugzeuge über 
dem Stadtgebiet. 

 Nachtflugverbot auch am 
Nürnberger Flughafen, wie es 
an fast allen anderen deut-
schen Flughäfen bereits be-
steht. 

 Sparsamer und sorgfältiger 
Umgang mit den Lebensmit-
teln Wasser und Frischluft.  

Das bedeutet konkret: 

 Keine Eingriffe in den Bann-
wald mehr. 

 Keine Straßen in Wasser-
schutzgebieten. 

 Keine Bautätigkeit im 
Regnitztal, erst recht nicht 
auf Regnitzinseln. 

 Angemessene jährliche In-
vestitionssumme im städti-
schen Haushalt zur Sanie-
rung und Instandhaltung des 

Kanalnetzes. 
 Keine Privatisierungen im Be-

reich der Wasserver- und -
entsorgung, auch nicht teil-
weise. 

 Förderung der ausgedehnten 
Nutzung des Regenwassers 
zu Reinigungszwecken, zur 
Toilettenspülung und zur Be-
wässerung von Pflanzen. 

 Vorrang der Versickerung von 
Regenwasser, vor der Einlei-
tung in die Kanalisation. 

 Schutz der biologischen Viel-
falt und der Erholungsfunktion 
der Natur.  

Das bedeutet konkret: 

 Ausweisung genügend vieler 
und genügend großer Natur-
schutzgebiete, Flora-Fauna-
Habitat-Gebiete (Lebensräu-
me für Pflanzen und Tiere un-
ter EU-Schutz) und Land-
schaftsschutzgebiete. 

 Vernetzung der Schutzgebie-
te durch breite, von Wildtie-
ren leicht und ungestört be-
gehbare Grünzüge. 

 Bewirtschaftung der Natur-
räume nach ökologischen 
und nicht nach profitwirt-
schaftlichen Kriterien. Ein-
satz beim Städtetag und bei 
der bayerischen Staatsregie-
rung für die Rückgängig-
machung der Forstreform. 
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8. Wohnen mit Lebensqualität ist Menschenrecht  nicht 

nur für Reiche

Eine Wende in der fatalen Stadt-
entwicklungspolitik in Erlangen 
ist überfällig. Die bisherige 
Stadtentwicklung hatte zur Folge, 
dass viele Menschen in die Vo-
rorte und Umlandgemeinden ab-
wanderten. Dieser Effekt war so 
stark, dass die Mieten im Umland 
heutzutage fast genauso hoch 
sind wie in der Stadt. 

In Erlangen ist der soziale Woh-
nungsbau weitgehend zum Erlie-
gen gekommen. Der Mietwoh-
nungsbau insgesamt stagnierte 
und hielt mit dem steigenden 
Bedarf in keiner Weise Schritt. 

den letzten Jahren ein rasanter 
Anstieg der Mietpreise, trotz zu-
sätzlicher Wohnbebauung im Rö-
thelheimpark und in Büchenbach-
West. Dies macht das Leben für 
Menschen mit geringem oder gar 
keinem Einkommen zu einem 
täglichen Existenzkampf. Davon 
sind nicht zuletzt die fast 30.000 
Studierenden betroffen. Erlangen 
ist in Bayern die zweitteuerste 
Stadt beim Wohnen. Darüber 
hinaus wird der schwarz-gelbe 
Betrug an den GBW-Mieterinnen 
die Wohnungssituation in Erlan-
gen weiter anheizen. Die erlan-
ger linke steht an der Seite der 
GBW-Mieterinnen. Eine Verteue-

rung der Mieten gilt es zu verhin-
dern.  

Angesichts dessen wird heute 
weithin anerkannt, dass die Ent-
wicklung von Wohngebieten in 
den vergangenen zehn Jahren die 
Interessen zahlungskräftiger 
Hauskäufer zu sehr berücksich-
tigt und die Bedürfnisse der Mie-
terinnen ignoriert hat. Daraus 
folgende Fehlplanungen haben 
schon viele Entwicklungsmög-
lichkeiten für sehr lange Zeit blo-
ckiert, Deshalb ist es nun dring-
lich geworden, das politische 
Steuerruder herumzureißen. 

Städteplanerische Einfallslosig-
keit, getrieben von dem Kosten-
einsparungsbestreben der Bau-
träger, lässt auch viele neue 
Wohngebiete trostlos erscheinen. 

Die erlanger linke fordert: 

 Ausweitung des sozialen 
Wohnungsbaus, insbesondere 
bei der GeWoBau.  

 Kein Abriss von sanierbaren 
GeWoBau-Wohnungen, son-
dern Renovierung.  

 Im sozialen Wohnungsbau 
muss die GeWoBau ihre Bau- 
und Sanierungsplanungen am 
tatsächlichen Bedarf der Mie-
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terinnen und Wohnungssu-
chenden orientieren. 

 Förderung von Wohnungsbau-
genossenschaften. 

 Keine Mieterhöhungen im So-
zialwohnungsbereich. 

 Alternative Wohnformen wie 
Wohngemeinschaften oder 
Mehrgenerationenhäuser mit 
Gemeinschaftseinrichtungen 
müssen im sozialen Woh-
nungsbau gefördert werden. 

 Der Bau von frei finanziertem, 
aber preiswertem Wohnraum 
ist ebenfalls zu fördern. Einfa-
che Wohnungen mit günstigen 
Mieten dürfen nicht 

privaten Vermieterinnen kann 
dies mit Milieuschutzsatzun-
gen vermieden werden. 

 Milieuschutzsatzungen für alle 
GBW-Wohnungen, um die Ver-
treibung der eingesessenen 
Bewohnerinnen durch mieter-
höhende ß-

 
 Schluss mit dem Neubau der 

häu-
as ist Flächenver-

schwendung zum Wucher-
preis. 

 e-
stehenden Wohngebieten dür-
fen nur äußerst vorsichtig und 
mit Zustimmung der dort be-
reits lebenden Bewohnerinnen 
durchgeführt werden. Lang-
jährigen Mieterinnen sind bei 
solchen Eingriffen vergleich-

bare Rechtsmittel zur Verfü-
gung zu stellen wie Woh-
nungseigentümerinnen. 

 Erlangen muss wieder vielge-
staltig werden: Jungen und Al-
ten, Singles und Famil r-

u-
gewanderten muss es möglich 
sein, in einem Viertel zu woh-
nen, zu leben, einzukaufen 
und gemeinsam kulturell und 
sozial aktiv zu werden. Das 
soll durch städtebauliche 
Maßnahmen unterstützt wer-
den. 

 Ungenutzte Gewerberäume, 
vor allem im innenstadtnahen 
Bereich, sollen zu qualitativ 
gutem Wohnraum umgewid-
met und umgebaut werden. 
Das kommt besonders ein-
kommensschwachen Men-
schen oder kinderreichen Fa-
milien zu gute.  

 Die städtischen Verfügungs-
wohnungen sind vollständig 
mit Bädern und Zentralhei-
zungen auszustatten. 

 Flüchtlingen und allen Men-
schen  auch wenn sie nur 
zeitweise in Erlangen leben 
und arbeiten  sind men-
schenwürdige Unterkünfte be-
reitzustellen. Die Stadtpolitik 
muss auf die Landkreise ein-
wirken, dass diese hierbei ei-
nen solidarischen Beitrag leis-
ten, entsprechend deren guter 
Finanzlage und erheblich grö-
ßerer Flächenreserven. 
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9. Kinder und Jugend  unsere Zukunft!

Heute ist die Gründung einer Fa-
milie ein großes Armutsrisiko. 
Ursache ist häufig erzwungene 
Erwerbslosigkeit der Eltern in 
Verbindung mit fehlenden kos-
tengünstigen Kinderbetreuungs-
einrichtungen. Aufgrund der Zu-
nahme von prekären Beschäfti-
gungsverhältnissen erleben auch 
Familien finanzielle Not. Durch 
fehlende oder mangelhafte Frei-
zeiteinrichtungen oder durch Ar-
mut haben viele Kinder und Ju-
gendliche in unserer Stadt denk-
bar schlechte Lebensbedingun-
gen. 

Spielplätze vergammeln und fal-
len dem Vandalismus anheim, sie 
sind nicht mehr attraktiv und si-
cher  vor allem für Familien mit 
kleinen Kindern. Während auf 
den Spiel- und Bolzplätzen stren-
ge Lärmschutzbestimmungen 
gelten, darf der Verkehr auf der 
Straße Tag und Nacht brausen 
und tosen. Auf vielen Plätzen ist 
das Spielen von Kindern oder ein 
ungezwungener Aufenthalt von 
Jugendlichen nicht mehr möglich. 

Suchtpräven-
e-

neralisierte Verbote und Polizei-
maßnahmen. Anreize und Mög-
lichkeiten zu einer sinnvollen 
Freizeitgestaltung werden von 
der Stadt kaum angeboten oder 

zusammengestrichen.  

Die erlanger linke fordert: 

 Ausweitung der Mitbestim-
mungsrechte für Kinder und 
Jugendliche, zum Beispiel 
Stadtteil-Jugendparlamente 
mit Vorschlags- und Rede-
recht im Stadtrat. 

 Information, Förderung und 
Umsetzung der Kinderrechte 
nach der UN-
Kinderrechtekonvention. 

 Die Stadt muss ihre Verant-
wortung für Jugendliche ernst 
nehmen. Hierzu gehört die 
Übernahme der Miete für Ju-
gendhäuser, Schaffung von 
Stellen für Sozialarbeiterinnen 
und die Neugründung eines 
Jugendhauses in der Erlanger 
Stadtmitte. 

 Wohnortnahe attraktive Spiel-
plätze, Stadtteil-
Freizeitzentren und Jugend-
clubs. 

 Fortführung der Ferienpro-
gramme für Kinder und Ju-

im Frankenhof muss weiterhin 
durchgeführt werden. 

 Abenteuerspielplätze wie in 
Bruck und Büchenbach sollen 
in allen Stadteilen entstehen. 

 Die Stadt muss die öffentli-
chen Spielplätze, Bolzplätze 
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und Skateparks regelmäßig in 
kürzeren Abständen warten, 
renovieren und auch neue An-
lagen schaffen. 

 Die Stadt soll die Jugendfarm 
bedarfsdeckend fördern und 
sicherstellen, dass Kinder de-
ren Eltern über ein geringes 
Einkommen verfügen, kosten-
frei die Angebote der Jugend-
farm nutzen können. 

 Die Stadt soll Freizeiteinrich-
tungen für alle Generationen 
mit guter Personalausstattung 
und Hilfs- und Beratungsan-
geboten in jedem Stadtteil 
schaffen. 

 Erlangens Kinder und Jugend-
liche brauchen mehr kosten-
lose Freizeitangebote. 

 Verdoppelung der Jugendlei-
terinnenpauschale. 

 Übernahme der Vereinsbei-
träge für Kinder und Jugendli-
che von finanziell benachtei-
ligten Familien (Nettoein-
kommensgrenze z.Z. 1.
für Alleinstehende) 

 Kindertagesstätten, Kinder-
gärten und Jugendclubs müs-
sen auf die speziellen Belange 
von ausländischen Kindern 
und Jugendlichen eingehen, 
um deren Integration zu för-
dern. Dies soll durch den Ab-

bau von Sprachbarrieren mit 
Hilfe von Angeboten in der 
deutschen und der jeweiligen 
Muttersprache unterstützt 
werden. 

 Kinderkrippen, Kindergärten 
und Horte müssen wohnort-
nah und bedarfsgerecht aus-
gebaut und kostenlos zur Ver-
fügung gestellt werden.  

 Lernmittelfreiheit für alle 
Schülerinnen und alle Materia-
lien (auch für Atlanten, Ta-
schenrechner, Kopien usw.). 

 Kostenloses Mittagessen für 
Kinder von Eltern, deren Net-
toeinkommen unter 1.
monatlich für Alleinstehende 
liegt. 

 Die Übernahme der Schüler-
innenbeförderung auch für 
Gymnasiastinnen der Oberstu-
fe, Berufsfach- und Wirt-
schaftsschülerinnen ab Jahr-
gangsstufe 11, Fachschüle-
rinnen, Berufsoberschülerin-
nen und Teilzeit-
Berufsschülerinnen. 

 Weitergabe der finanziellen 
staatlichen Förderung an 
freie, gemeinnützige Träger 
laut dem Kinderbetreuungsfi-
nanzierungsgesetz, wie von 
kleineren Gemeinden im 
Landkreis umgesetzt. 
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10. Politik für unsere älteren Mitbürgerinnen

Die erlanger linke setzt sich für 
die ältere Generation ebenso ein 
wie für Kinder und Jugendliche. 
Der letzte Lebensabschnitt darf 
nicht zur Armutsfalle werden! 

Die durchschnittliche Lebenser-
wartung steigt und die Menschen 
sind bis ins hohe Alter noch rüs-
tig. Kulturelle und Bildungsange-
bote spielen für Seniorinnen eine 
große Rolle. Sie dürfen nicht als 
Kostenfaktor in der Gesellschaft 
betrachtet werden, sondern sind 
eine unverzichtbare Quelle von 
Erfahrungen und Wissen. In Zu-
kunft werden sie wegen des de-
mografischen Wandels eine noch 
wichtigere Rolle in der Gesell-
schaft einnehmen, weshalb ihnen 
stärkere Selbst- und Mitbestim-
mungsrechte zukommen müssen. 

Ein selbstbestimmtes Leben hat 
für uns oberste Priorität. Wer 
nicht mehr für sich selbst sorgen 
kann, sollte unabhängig von sei-
ner finanziellen Lage die Wahl 
haben, zu entscheiden, ob sie zu 
Hause oder in einem Heim ge-
pflegt werden möchte. Nach wie 
vor möchten ältere Menschen in 
ihrer gewohnten Umgebung blei-
ben, werden aber oft gegen ihren 
Willen in ein Heim abgeschoben. 
Die häusliche Versorgung und 
Pflege muss deshalb nachhaltig 

verbessert werden. Der Ausgren-
zung der Seniorinnen aus der 
Gesellschaft ist entgegenzuwir-
ken, ihre Würde zu wahren, ihre 
optimale Versorgung zu sichern 

Die meisten älteren Menschen 
wohnen zu Hause in normalen 
Wohnungen, wo sie auch bleiben 
wollen, um so lange wie möglich 
selbstständig und selbstbe-
stimmt zu leben und dabei sozia-
le Kontakte zu pflegen. Nicht sel-
ten müssen sich ältere Menschen 
aber für einen Umzug in eine an-
dere Wohnung oder in ein Pfle-
geheim entscheiden, weil ihre 
Wohnung nicht behindertenge-
recht ausgestattet ist, was ihnen 
die Alltagsbewältigung erschwert 
oder gar unmöglich macht. Des-
halb sollten kombinierte Wohn- 
und Betreuungsangebote wie 
Service-Wohnen, Seniorenwohn-
anlagen und auch betreutes 
Wohnen zu Hause zur Verfügung 
stehen. Dazu gehört auch ein 
Ausbau der Pflegestützpunkte. 
Älteren ausländischen Mitbürge-
rinnen, die ihren Lebensabend 
zunehmend in unserem Land 
verbringen, muss der gleichbe-
rechtigte Zugang zu gesundheitli-
chen und pflegerischen Versor-
gungsleistungen durch kultursen-
sible Altenhilfe gewährleistet 
werden.  



 

24 

 

Die ambulante Versorgungslücke 
nach einer Behandlung im Kran-
kenhaus muss dringend ge-
schlossen werden. Der uneinge-
schränkte Zugang älterer Men-
schen zu ärztlicher Behandlung 
und Betreuung, verbunden mit 
angemessener, psychosozialer 
Beratung und Zuwendung, muss 
gesichert sein. 

Viele ältere Menschen sind in 
ihrer Bewegungsfähigkeit einge-
schränkt. Immer mehr Seniorin-
nen sind auf Gehhilfen, 
Rollatoren oder Rollstühle ange-
wiesen. Unebene Pflasterungen, 
fehlende Gehsteigabsenkungen, 
fehlende Treppengeländer, zu 
kurze Grünphasen an Ampeln 
und schlechte Beleuchtung des 
öffentlichen Raumes erschweren 
die Mobilität. 

Viele Alten- und Pflegeheimplätze 
in Erlangen werden von privaten 
Trägern angeboten. Wir lehnen 
jedes Profitstreben auf Kosten 
von älteren Menschen ab und 
wollen solche Altenheime in öf-
fentlicher oder gemeinnütziger 
Trägerschaft sehen. 

Die erlanger linke fordert: 

 Ausbau der Bildungsangebote 
nach dem Vorbild des Senio-
rennetzes. 

 Ermäßigte, sozial gerechte 
Kursgebühr bei der VHS. 

 Eine seniorinnengerechte Inf-
rastruktur in jedem Stadtteil, 
da viele ältere Menschen 
nicht mehr so mobil sind: 
Nahversorgung in Laufweite, 
Fahrdienste mit VGN-Tarif, 
Einkaufsmöglichkeiten, Stadt-
teilzentren als Treffpunkte für 
die Geselligkeit. 

 Seniorinnengerechtes Bauen 
und Wohnen, insbesondere 
bei der GeWoBau. Alle Bau-
träger sollen dazu verpflichtet 
werden, mindestens 30 % der 
Wohnungen barrierefrei bzw. 
seniorinnengerecht zu erstel-
len. 

 Barrierefreie Gestaltung von 
Straßen und Gehwegen, ab-
gesenkte Bordsteinkanten 
sowie mehr Sitzgelegenheiten 
(Bänke) in der Fußgängerzone 
und an öffentlichen Plätzen. 

 Ausreichende, kostenlose öf-
fentliche Toiletten. 

 Ausreichend lange Grünpha-
sen an Verkehrsampeln. 

 Gute Beleuchtung von Straßen 
und Plätzen. 

 Barrierefreien Zugang zu allen 
Gebäuden. 

 Förderung von Selbsthilfe-
wohnprojekten und Wohnge-
meinschaften für Seniorinnen, 
um die Eigenständigkeit Al-
leinstehender im Alter erhal-
ten zu können, z.B. Olga", 
"anders wohnen", "Mehrgene-
rationenhaus" etc. 

 Wohnortnahe Pflegeplätze. 
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 Ausbau der häuslichen und 
ambulanten Pflege, z.B. Ta-
gespflege für an Demenz er-
krankte Seniorinnen. 

 Die Stadt muss alle Renten-
kürzungen ablehnen. Sie tritt 
ein für eine Rente spätestens 
mit 65. 

 Wer bei der Stadt mit tarifli-
cher Altersteilzeit früher aus 
dem Berufsleben ausscheiden 
will, um damit Arbeitsplätze 
für jüngere Kolleginnen frei-
zumachen, soll dazu stets die 
Möglichkeit haben. Die Stadt 
Erlangen tritt für die Wieder-
einführung der Förderung der 
Altersteilzeit ein, wie es sie 
bis 2009 gab. 

 Wirksame öffentliche Kontrol-
le in Heimen und häuslicher 
Pflege auf Grundlage eines 

Landesgesetzes zur Qualitäts-
sicherung in der Altenpflege 
mit verbindlichen Standards. 

 Mehr und gut ausgebildetes 
Personal in allen Pflegeberei-
chen. 

 Ein Landesgesetz, das sicher-
stellt, dass ältere und behin-
derte Menschen in ihrem ge-
wohnten Wohnumfeld bleiben 
können, Betreuung und Un-
terstützung erhalten und dass 
Obdachlosigkeit verhindert 
wird. 

 Informationen für ältere Men-
schen über die ihnen zuste-
henden Leistungen und Hilfen. 
Es darf nicht sein, dass Men-
schen aus Unkenntnis nicht 
erhalten, was ihnen rechtlich 
zusteht.

11. Politik für Behinderte  gleichberechtigte Teilhabe in 

Gesellschaft und Beruf

Die volle und gleichberechtigte 
Integration in Gesellschaft und 
Beruf von Menschen mit Behin-
derung steht in der Bayerischen 
Verfassung. Die Realität hinkt 
aber den seit 2002 geltenden 
Behindertengleichstellungsgeset-
zen hinterher. 

Die Integration von Behinderten 
bedeutet den Vorrang von Reha-
bilitationsmaßnahmen und ambu-
lanter Hilfe vor Pflege im Heim. 

So bleiben die Behinderten so-
weit wie möglich selbstständig. 

In Erlangen kümmern sich zwar 
die städtische Behindertenbeauf-
tragte sowie der Integrations-

-
n-

schen mit Behinderungen im Ar-
beitsleben. Es sind aber noch 
viele Maßnahmen nötig. Zum Bei-
spiel müssen den Arbeitgeberin-
nen stärker als bisher ihre Pflich-
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ten, aber auch die gesetzlichen 
Möglichkeiten zur Integration von 
behinderten Beschäftigten aufge-
zeigt werden. 

Die erlanger linke fordert: 

 Zusammen mit den Behinder-
tenverbänden wird die Öffent-
lichkeitsarbeit der Stadt ge-
genüber Arbeitgeberinnen und 
Behinderten über die Chancen 
und gesetzlichen Hilfsmög-
lichkeiten bei Neueinstellun-
gen und der Gestaltung von 
Arbeitsplätzen forciert. 

 Stellenbörsen in Zusammen-
arbeit mit den Behinderten-
verbänden, Arbeitgeberinnen, 
ihren Kammern und den Ge-
werkschaften werden einge-

richtet. 
 Eine weitere Schwerbehinder-

tenvertreterin ist bei der Stadt 
zur Vertretung der Interessen 
der städtischen schwerbehin-
derten Beschäftigten freizu-
stellen. 

 Es sind genügend barrierefreie 
und geeignete Sozialwohnun-
gen für Behinderte und Wohn-
gruppen von Behinderten zu 
schaffen. 

 In Zusammenarbeit mit den 
freien Wohlfahrtsverbänden 
ist ein Bedarfsplan zu erstel-
len, damit genügend Betreue-
rinnen eingestellt werden 
können. 

 Selbsthilfegruppen und The-
rapieangebote sind zu för-
dern.

12. Standortlogik

Bildung ist eine der zentralen 
Aufgaben des Staates. Bildung ist 

Das Recht 
auf Bildung ist nicht nur ein ei-
genständiges Menschenrecht, 
sondern auch ein zentrales In-
strument, um den Menschen-

(Zitat: Deutsches Institut für 
Menschenrechte). Für die erlan-
ger linke sind Bildung und Aus-
bildung unabdingbare Vorausset-
zungen für ein menschenwürdi-
ges Leben und gesellschaftliche 
Teilhabe. Sie muss deshalb von 

Anfang an kostenlos sein und 
beruflich notwendige Qualifizie-
rungen für Erwerbslose ein-
schließen. Durch ein hohes Bil-
dungsniveau tragen wir zu einem 
guten Lebensstandard bei.  

Das Erreichen von Bildungszielen 
beugt Vereinsamung, Gewalt und 
Sucht vor. Damit werden junge 
Menschen in die Lage versetzt, 
Perspektiven zu entwickeln. 
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Bildungsziele sollten u.a. sein: 

 Lernen von Zusammenhängen 
anstelle von Detailwissen. 

 Förderung des Selbstbe-
wusstseins und Selbstwertge-
fühls. 

 Förderung der Ausdrucksfä-
higkeit in Wort und Schrift 
und damit auch der Denkfä-
higkeit. 

 Förderung von Kritikfähigkeit. 
 Förderung der Kommunikati-

onsfähigkeit. 
 Förderung des demokrati-

schen Denkens und eine poli-
tische Bildung. 

 Förderung der Konfliktfähig-
keit. 

 Förderung der sozialen Kom-
petenz: Eigeninitiative, Team-
fähigkeit. 

 Förderung des kreativen Po-
tentials in Kunst, Musik und 
Kultur. 

 Förderung der technischen 
Intelligenz. 

 Förderung der handwerkli-
chen Intelligenz. 

 Förderung der Beweglichkeit 
in Sport und Spiel. 

 Förderung des Umweltbe-
wusstseins. 

Verschiedene Studien belegen: 
Bei uns hängen die Bildungs-
chancen vom Geldbeutel der El-
tern ab. Es ist ein Skandal, dass 
10 % der Jugendlichen ohne 
Schulabschluss sind, dass 87 % 

der Akademikerinnenkinder stu-
dieren, aber nur 17 % der Arbei-
terinnenkinder, und dass zwei 
Drittel aller Schülerinnen an bay-
erischen Gymnasien Nachhilfe 
brauchen, die sich nur Wohlha-
bende leisten können. Damit sich 
die Kinder und Jugendlichen wirk-
lich ernst und angenommen füh-
len, brauchen sie gleiche Chan-
cen, unabhängig von Herkunft, 
Geschlecht und Alter. 

Die erlanger linke fordert: 

 Mehr Personal für alle städti-
schen Bildungseinrichtungen: 
Das sind städtische Kinder-
krippen, Kindergärten, Lern-
stuben, Horte, die VHS und 
stadteigene Schulen. 

 Sanierung aller Schulen und 
Bildungseinrichtungen in Er-
langen. 

 Eine Kommunalpolitik, die den 
schlimmsten Auswüchsen 
bayerischer Schulpolitik ent-
gegenwirkt. Das bedeutet, 
dass die Stadt Erlangen sich 
dafür einsetzt, dass alle Kin-
der bis zur 10. Klasse in eine 
gemeinsame Schule gehen, 
damit die einzelnen Schüle-
rinnen besser gefördert wer-
den können und möglichst al-
le Schülerinnen die Schule mit 
einem qualifizierten Abschluss 
verlassen. 

 Förderung von Inklusion. 
 Ausbau der Mittags- und 
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Hausaufgabenbetreuung an 
den Schulen, wobei die Finan-
zierung vom bayerischen 
Staat einzufordern ist 
(Konnexitätsprinzip: Wer vor-
schreibt, muss zahlen). 

 Nach finnischem Vorbild muss 
in den Schulklassen eine zu-
sätzliche, von der Stadt finan-
zierte Pädagogin einzelne 
Schülerinnen oder Gruppen 
fördern. 

 Die gesetzlich vorgeschriebe-
nen Gruppen von 24 Kindern 
in Kindergärten und -horten 
müssen von drei anstatt bis-
her zwei Kräften betreut wer-
den, also von einer Erzieherin 
und zwei Kinderpflegerinnen. 

 Ausreichend wohnortnahe 
Kinderbetreuungsplätze, ins-
besondere in den wachsenden 

Stadtteilen. 
 An der Volkhochschule (VHS) 

1-Euro-Kurse für alle Gering-
verdienende 
netto für Alleinstehende mit 
dem Erlangen-Pass. Die Stadt 
muss der VHS die Ausfallkos-
ten erstatten. 

 Ausreichend hohe Zuschüsse 
der Stadt für die VHS, um ein 
qualitativ hochwertiges Kurs-
angebot anbieten zu können. 

 VHS-Dozierendenhonorare 
sind auf das Niveau von Leh-
rerinnen-Entgelten anzuhe-
ben, in einem ersten Schritt 

Kursstunde plus Arbeitgeber-
innenanteil zur Sozialversiche-
rung. 

 Einführung eines Semesterti-
ckets. 

13. Frieden in Erlangen  Nazis raus aus Erlangen

Gegen den Willen der Bevölke-
rungsmehrheit werden völker-
rechtswidrige Militäreinsätze 
durchgepeitscht und der Rüs-
tungshaushalt immer weiter auf-
gebläht. Für die offensichtlich 
gewordenen Kriegsverbrechen 
der US-Armee werden Luftraum 
und Flugplätze sowie großflächi-
ge Areale zu Truppenübungszwe-
cken zur Verfügung gestellt. Die 
Region Mittelfranken ist beson-
ders betroffen: mit dem militäri-
schen Ausbau von Grafenwöhr 

und des Nürnberger Flughafens, 
dem auch fürs Militär geplanten 
Autobahnzubringer durch den 
Reichswald, aber auch durch den 
Ausbau der Katterbach-Kaserne 
in Ansbach. 

Ebenfalls auf örtlicher Ebene an-
gekommen ist die zivilmilitärische 
Zusammenarbeit. Unter dem 
Deckmantel der Katastrophenhil-
fe nutzt die Bundeswehr das 
Technische Hilfswerk und andere 
Einrichtungen aus, um flächen-



 

29 

 

deckend lokale Strukturen zu 
schaffen, die nicht nur im Kriegs-
fall, sondern auch bei anderen 
inneren Krisen und Konflikten 
unter Führung der Bundeswehr 
zum Einsatz kommen sollen. Dies 
stellt ein wichtiges Element der 
zunehmenden Militarisierung der 
Gesellschaft dar. Das betrifft 
ebenso die Entwicklung an den 
Universitäten, wo zivile Einrich-
tungen für militärische Forschung 
missbraucht werden. Auch dage-
gen rührt sich zunehmend Wider-
stand, werden Klauseln für eine 
rein zivile Ausrichtung der For-
schung gefordert. 

Faschismus ist keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen. Im 
Bündnis mit anderen demokrati-
schen, antifaschistischen und 
friedensliebenden Parteien und 
Gruppierungen wird die erlanger 
linke alle Äußerungen gruppen-
bezogener Menschenfeindlichkeit 
aktiv bekämpfen  seien sie ras-
sistisch, frauenfeindlich, homo-
phob, ausländerfeindlich, antise-
mitisch oder antimuslimisch mo-
tiviert. Konkret bedeutet dies den 
Einsatz gegen die Umtriebe fa-
schistischer Organisationen in 
unserer Stadt und Umgebung 
(z.B. im Landkreis ERH oder in 
Fürth). Die erlanger linke wird 
sich an der Seite kritischer Stu-
dierendengruppen gegen reakti-
onäre Burschenschaften und 
Verbindungen einsetzen. Ebenso 

solidarisieren wir uns mit Flücht-
lingen, die ausländerfeindlicher 
Hetze oder gar Angriffen ausge-
setzt sind. 

Die erlanger linke fordert 

 Städteachse der Friedensbe-
wegung: Erklärung der Stadt 
Erlangen gegen jede Militari-
sierung und für zivile und frie-
denspolitische Maßnahmen. 

 Ideele und finanzielle Unter-
stützung örtlicher Friedensini-
tiativen. 

 Unterstützung des Ansbacher 
Appells gegen den militäri-
schen Ausbau von Katterbach 
(Wortlaut unter www.etz-
langts.de) 

 Keine Genehmigung für Ge-
löbnisse und Werbeveranstal-
tungen der Bundeswehr. Kei-
ne Bundeswehr an Schulen. 

 Für ein geschichtsbewusstes 
Stadtbild: Straßen und Plätze 
mit militaristischem oder fa-
schistischem Bezug gehören 
umbenannt, so z.B. die Erwin-
Rommel-Straße. 

 Aufwertung der Städtefreund-
schaft mit Cumiana/Italien in 
eine offizielle Städtepartner-
schaft. 

 Verstärkung der antifaschisti-
schen und friedenspolitischen 
Aufklärungs- und Bildungsar-
beit, insbesondere an den 
Schulen. 

 Keine Genehmigungen für 
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Aufmärsche aller rassisti-
schen und faschistischen 
Gruppierungen. 

 Unterstützung der Initiativen 

an der Erlanger Universität, 
die sich für eine Zivilklausel 
einsetzen.

14. Asylrecht solidarisch gestalten  Flüchtlinge nicht 

ausgrenzen!

Das Asylrecht gerät immer wie-
der ins Visier rechter Kampag-
nen. Bis weit in die bürgerliche 
Mitte reichen die Vorwürfe, 
Flüchtlinge würden Betrug und 
Missbrauch betreiben. In den 
vergangenen Jahren zielten sol-
che Kampagnen besonders auf 
Roma aus den Nachfolgestaaten 
Jugoslawiens und aus Rumänien, 
die in Deutschland Schutz vor 
massiver Diskriminierung such-
ten. In einer Logik der Abschre-
ckung werden Schutzsuchende in 
Deutschland einem diskriminie-
renden und ausgrenzenden Re-
gime von Schikanen unterworfen. 
Der Rechtsschutz im Asylverfah-
ren wird auf vielen Wegen ausge-
hebelt. Zugleich errichtet die EU 
an ihren Außengrenzen ein zivil-
militärisches Abschottungsre-
gime, in das auch autoritäre Re-
gime und Staaten ohne funktio-
nierendes Asylsystem an der Pe-
ripherie der EU einbezogen wer-
den. 

Nimmt man das Erlanger Motto 
O e-

deutet dies, dass auch in unserer 

Stadt Flüchtlinge Schutz und 
Aufnahme finden. Der Status von 
Asylsuchenden wird immer wei-
ter nach unten gedrückt. Damit 
wird ihre Integration gezielt ver-
hindert, Ausländerinnenhass und 
Fremdenfeindlichkeit werden 
Vorschub geleistet. 

Willkommenskultur braucht 
Willkommensstruktur 

Niemand kommt nach Erlangen, 
weil es ihm in seiner Heimat 
nicht gefällt. Keine Mutter lässt 
ihre Kinder zurück, um einfach 
mal in Deutschland zu leben. Die 
Menschen, die als Flüchtlinge zu 
uns kommen, sind in ihrer Hei-
mat an Leib und Leben bedroht. 
Sie hier gastfreundlich willkom-
men zu heißen, ist unsere Pflicht. 
Wir werden uns weiterhin für eine 
schnelle und möglichst reibungs-
lose Integration aller Flüchtlinge 
einsetzen. Flüchtlinge mit ihren 
kulturellen und ethnischen Ei-
genarten sind für uns eine Berei-
cherung. Wir wollen ihre Stärken 
nutzen, um unser Gemeinwesen 
lebenswerter zu machen. 
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Die Kommunen tragen Verant-
wortung dafür, wie in ihrem Ve-
rantwortungsbereich mit Flücht-
lingen umgegangen wird. Gerade 
hier können und müssen An-
strengungen für eine humane 
Asylpolitik unternommen werden. 
Die erlanger linke kritisiert die 
Zuwendungskürzungen für 
Flüchtlinge nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz und unter-
stützt die Arbeit von ehrenamtli-
chen lokalen Asylfreundin-
nen/Unterstützerinnenkreisen 
und Nachbarschaftsinitiativen 
gegen die bestehende Abschie-
bepraxis. Der Grundsatz in der 
kommunalen Asylpolitik muss 
lauten: Integration statt Abschie-
bung. 

Die erlanger linke fordert 

 Die Ausländerbehörde muss 
ihren Entscheidungsspielraum 
nutzen, dass langjährig gedul-
dete Menschen ein Bleibe-
recht erhalten, das ihren Auf-
enthalt langfristig absichert 
und Integration ermöglicht. 
Das schließt das Recht ein, 
arbeiten zu dürfen. 

 Die Spielräume zur Ausgestal-
tung der Leistungsgewährung 
sind großzügig zugunsten der 
Schutzsuchenden auszulegen: 
Geldleistungen statt Sachleis-
tungen oder Gutscheine. 

 Auflösung von Gemein-
schaftsunterkünften wie z.B. 

Containern . Stattdes-
sen dezentrale Unterbringung 
von Flüchtlingen, keine Ghet-
toisierung. 

 Unentgeltliche Sprachkurse 
und Unterstützung bei Unter-
richt in Volkshochschulen, 
Schulen und Kindergärten. Je-
des Kind und jede Jugendliche 
muss die allgemeinbildenden 
Schulen und Kindergärten in 
den Kommunen besuchen 
dürfen  unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus. Jugendliche 
Einwanderinnen müssen ohne 
Diskriminierung Zugang zu 
Ausbildungsplätzen erhalten. 

 Unterstützung von Migrantin-
nen sowie Flüchtlingen bei der 
gleichberechtigten Integration 
und Teilhabe in allen Berei-
chen des Arbeitslebens. 

 Die Einschränkung der Bewe-
gungsfreiheit  die sogenann-
te Residenzpflicht  auf den 
Regierungsbezirk, muss ohne 
weiteren Verzug beendet wer-
den. Die Stadt Erlangen setzt 
sich dafür ein, dass das men-
schenverachtende Gesetz zur 
Residenzpflicht abgeschafft 
wird. Die Stadt soll durch Re-
gelgenehmigung das Recht 
auf Bewegungsfreiheit für Ge-
flüchtete wieder herstellen! 

 Förderung von Einrichtungen 
und Begegnungsstätten für 
Einheimische und Migrantin-
nen, insbesondere für Jugend-
liche etc. 
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 Finanzielle Unterstützung der 
ehrenamtlich tätigen Flücht-
lingsbetreuungsinitiativen, z.B. 
EFIE (http://www.efie-
erlangen.de/) etc. 

 Alle kommunalen Möglichkei-

ten der Hilfe und Solidarität 
mit Flüchtlingen müssen aus-

e-
riff Gna darf es in Er-
langen nicht wieder geben.

15. Leben statt existieren  Kultur kommt aus der 

Bevölkerung!

Die erlanger linke vertritt einen 
breiten Begriff von Kultur. Kultur 
umfasst die gesamte Arbeits- und 
Lebensweise. Kultureller Fort-
schritt bedeutet die Verbesse-
rung von Ernährung, Kleidung, 
sozialer Sicherung und Wohnver-
hältnissen. Darüber hinaus auch 
weniger Arbeitszeit und mehr 
Freizeit, Bildung, Kunst und Ge-
nuss, Reisemöglichkeiten und 
höhere Lebenserwartung. 

In unserer Gesellschaft sind die-
se Verbesserungen weitestge-
hend nur mit Geld zu kaufen. Das 
heißt: gesunde Lebensweise, zu-
friedenstellende Wohnverhältnis-
se, Naturerleben, Kunstgenuss, 
Zeit für Familie und Freunde. Ein 
selbstbestimmtes Leben mit allen 
Möglichkeiten der Entfaltung ei-
gener Interessen und Talente für 
alle sieht anders aus! 

Die erlanger linke setzt sich da-
für ein, dass in unserer Stadt ein 
kulturvolles Leben keine Frage 
von Einkommen oder Vermögen 

ist und somit für alle Bürgerinnen 
ermöglicht wird. Dazu gehört z.B. 
die kostenfreie Möglichkeit mo-
derner Kommunikationsmittel 
wie des Internets. In der Vergan-
genheit startete die erlanger 
linke hierzu Initiativen und wird 
dies auch in Zukunft tun. 

Kultur ist keine Restgröße, die 
nach Belieben eine Kürzungs-
masse darstellt. Vielmehr ist Kul-
tur als wesentliches Element des 
Selbstverständnisses Erlangens 
als Großstadt zu begreifen. Kultur 
stiftet Solidarität und Sinn. Wich-
tig für die Erlanger Kultur sind 
neben öffentlichen Kulturpro-
grammen auch alternative und 
selbstverwaltete Einrichtungen. 

Die erlanger linke fordert: 

 Die Stadt Erlangen muss Kon-
zepte fördern, bei denen die 
Menschen Kultur nicht nur als 
Empfängerinnen erleben kön-
nen, sondern auch selbst Kul-
tur schaffen können. Hierzu 
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sind die Schaffung von städti-
schen Kulturzentren und die 
Förderung selbstverwalteter 
Kultur- und Jugendzentren 
dringend nötig. 

 Genügend Übungsräume, 
Proberäume und Ateliers für 
bildende Künste, Musik, Thea-
ter, Bands, Kleinkunst und vie-
les andere mehr. 

 Sparrunden im Kulturbereich, 
z.B. bei Kinderland oder beim 
E-Werk, müssen sofort unter-
bleiben. Mit dem Stadttheater 
müssen ernsthafte Gespräche 
für eine ausreichende Finan-
zierung aus öffentlichen Mit-
teln stattfinden. 

 In jedem Stadtteil ein Bürger- 
und Kulturzentrum, das in 
Ausstattung und Angebot den 
heutigen Anforderungen ge-
nügt, vor allem in den wach-
senden Wohngebieten Rö-
thelheimpark und Büchen-
bach. Die Nutzung der Räum-
lichkeiten muss Vereinen und 
Bürgerinitiativen kostenlos 
möglich sein. 

 Für den geschlossenen Kultur-
treff Helmstraße wird im 
Stadtzentrum umgehend ein 
adäquater Ersatz geschaffen, 
der wieder allen Bürgerinnen 
zur Verfügung steht. Hierzu 
gehören ein Café-Betrieb mit 
Angeboten zum Selbstkosten-
preis sowie kostenfreie Ver-
anstaltungsräume. 

 Die Nutzung aller kulturellen 

Einrichtungen mit dem Erlan-
gen-Pass. (siehe auch Kapitel 
2: Soziale Gerechtigkeit für al-
le  Armut bekämpfen). 

 Einführung einer Abgabe für 
Hotelübernachtungen (Kultur-
euro) zur Förderung der Erlan-
ger Kultur  auch um die Ab-
hängigkeit von Sponsorinnen 
wie Areva zu verhindern. 

 Die Gängelung von Veranstal-
tungsmacherinnen durch die 
undemokratische Plakatie-
rungsverordnung ist zu been-
den! Freie Meinungsäußerung 
setzt kostenfreie Plätze für 
nicht kommerzielle Ankündi-
gungs- und Hinweisplakate 
voraus. 

 In einem städtischen Projekt 
soll der Zugang zum Internet 
für Menschen mit gar keinem 
oder geringem Einkommen 
verwirklicht werden. Insbe-
sondere sollten alle Interes-
senten Beratung für ein eige-
nes E-Mail-Konto und einen 
Internetzugang erhalten. Die-
ses Projekt soll in verschiede-
nen Stadtteilzentren oder 
Schulen verwirklicht werden. 

 Das einmalige historische 
Stadtbild Erlangens mit seinen 
Baudenkmälern darf nicht 
länger den Profitinteressen 
der Immobilienspekulantinnen 
geopfert werden. Das gilt 
nicht nur für die Fassaden, 
sondern für das gesamte Ge-
bäude. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
www.erlanger-linke.de 


